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Im Streit um die Unabhängigkeitsbestrebungen Kataloniens zeigte sich letzte Woche, 
wie Finanzindustrie und Politik zusammenarbeiten, um ihre Macht aufrechtzuerhalten 
und die eigenen Interessen auch unter Missachtung geltender Gesetze durchzusetzen.  
 
Am vergangenen Donnerstag verkündete die EU-Kommission, dass ein unabhängiges 
Katalonien kein Mitglied der EU bleiben könne und sein Finanzsystem demzufolge von 
der Finanzierung durch die EZB abgeschnitten werde. Bei verschiedenen spanischen 
Banken und Großunternehmen, die ihren Hauptsitz in Katalonien haben, kam es 
umgehend zu Krisensitzungen. Sie sind zum Überleben auf EZB-Nullzinskredite 
angewiesen, diverse Konzerne brauchen die EZB als einen wichtigen Aufkäufer ihrer 
Unternehmensanleihen. 
 
Die Chefs der Banken und Großunternehmen wandten sich daraufhin in größter Sorge 
an Premier Rajoy und baten um Hilfe. Rajoy zeigte sich einmal mehr als treuer 
Gefolgsmann der Finanzelite und handelte umgehend: Bereits am Freitag 
verabschiedete seine Regierung ein Gesetz, das es spanischen Unternehmen erlaubt, 
ihren offiziellen Firmensitz innerhalb von 24 Stunden in andere Landesteile zu verlegen. 
Außerdem entbindet es sie der gesetzlich verankerten Pflicht, vor einer derartigen 
Entscheidung das Einverständnis ihrer Aktieninhaber einzuholen. 
 
Normalerweise dauern Gesetzgebungsverfahren auch in Spanien Jahre, doch die 
Öffentlichkeit hat sich dort wie anderswo an die Erklärung der Politik gewöhnt: Wenn es 
um „die Finanzmärkte“ und um „systemrelevante Institutionen“ geht, wird ganz einfach 
der Notstand erklärt und geltendes Recht außer Kraft gesetzt.  
 
Kaum war das Gesetz erlassen, da verlegten die beiden wichtigsten in Katalonien 
ansässigen Banken ihre Firmensitze. Die Caixabank, mit 18,8 Millionen Kunden 
Spaniens führende Privatkundenbank, zog offiziell nach Valencia. Zu diesem Zweck 
musste aber nicht einer der 37.000 Mitarbeiter oder auch nur eine der 5.468 Filialen 
verlegt werden – es reichte ein simpler Mausklick.    
 
Spaniens fünftgrößte Bank Sabadell hatte bereits drei Tage vorher angekündigt, 
Katalonien den Rücken zu kehren und verlegte den Firmensitz nach Alicante. Gas 
Natural, einer der großen Energiekonzerne Spaniens und einer der Hauptprofiteure des 
Aufkaufprogramms von Unternehmensanleihen durch die EZB, entschied sich für 
Madrid, genauso wie die Hotelketten Derby und Unico, die Werbeagentur WPP, die 
Medienfirma Schipsted und der mittelständische Pharmaziekonzern Oryzon Genomics 
SA.  
 
Der Vorgang zeigt deutlich, wie Politik und Finanzwirtschaft sich innerhalb der EU in die 
Hände spielen: Die Politik hilft Konzernen und Banken, sich auch im Falle einer 



Abspaltung Kataloniens weiter aus den Töpfen der EZB zu bedienen. Im Gegenzug darf 
die politische Führung des Landes sich über die EZB durch den Aufkauf von 
Staatsanleihen weiter mit Geld versorgen lassen – in einem Land, dessen 
Bankensystem seit Jahren von der EZB künstlich am Leben erhalten wird und dessen 
politische Elite zu den korruptesten in Europa zählt.  
 
Es gab aber noch einen weiteren Grund für Rajoys blitzschnelles Handeln, der in den 
Medien weitgehend unerwähnt blieb. In der vergangenen Woche zeichnete sich nämlich 
ein Run auf die Banken in Katalonien ab, von dem insbesondere die Bank Sabadell 
betroffen war. Unabhängigkeitsgegner begannen, ihr Geld abzuziehen, weil sie dem 
Geldhaus übel nahmen, dass es seinen Hauptsitz in Katalonien hatte. Nun droht der 
Bank der umgekehrte Fall: Viele Unabhängigkeitsbefürworter werden ihr Geld abziehen, 
weil die Bank ihren Hauptsitz nach Valencia verlegt hat.  
 
Die Situation zeigt, wie verfahren die Lage in Spanien ist. Sämtliche Maßnahmen der 
Zentralregierung schaden Kataloniens Finanzen, weil sie der autonomen Gemeinschaft 
Steuergelder entziehen. Eine Kompromisslösung scheint ausgeschlossen, denn keine 
der beiden Seiten kann zurückrudern, ohne bei der eigenen Anhängerschaft das 
Gesicht zu verlieren. Es wird also mit großer Sicherheit zu einer weiteren Eskalation des 
Konfliktes kommen, von der man eines bereits sagen kann: Finanzelite und Politik 
werden sie nutzen, um weiterhin Hand in Hand marschieren und gemeinsam dafür zu 
sorgen, dass der EZB-Geldfluss in ihre Richtung nicht versiegt. 
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